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Eine Frage des politischen Stils - oder mehr?

„Es s in d  entw eder g ö ttlid ie  R edite, a u f d ie  d ie  Interessenten podien  — sie fordern  im m er 
nur im  N am en der G ered itig keit oder aber es ist das a llgem eine W ohl, das die Erfüllung  
ih rer W ünsdie v e r la n g t . . .  D ie A n sp rü die  an den Staat w adisen  in  dem  g le id ien  M aße w ie  
das G efüh l fü r  E igenverantw ortung verküm m ert und sdiließlich erstickt. . .  So aber sM id=  
d em  w ir  zusehends und zunehm end in  den perfekten  W ohlfahrtsstaat, der jedes w ahre  
M enschentum  unterhöhlt und nun in  eine gesellsd ia ftlid ie  O rdnung h ineintreibt, die s id i 
nicht m ehr grundsätzlid i, sondern nur noch graduell v o n  totalitären System en unterscheidet. 
Jen e P o litiker leisten dem  deutschen V o lk  den sdilechtesten D ienst, die es in  solchem b illigen  
V erlangen unterstützen oder gar noch die Begehrlichkeit durch sogenannte W ahlgeschenke 
wecken. Das Im m er”nur=streicheln-W ollen ist falsch am Platz, w en n  es richtiger ist, durch 
einen m ehr oder w en ig er sanften Backenstreich der Entartung zu steuern. G ew iß  sind  
Ä ußerungen solcher A rt nicht gerade popu lär; aber ich w ü rde gern  alle Konsequenzen  
tragen, w en n  es g elin gen  könnte, das deutsche V o lk  auf seine Tugenden anzusprechen, 
denen w ir  die Errettung aus bitterer N ot zu verdan ken  haben."

L u d w ig  Erhard  
(in der Frankfurter A llgem ein en  Z eitun g vom  27. 8. ip 6 o )

„W eil ich kein  telsb lock  bin, sondern ein fü h len der M ensch m it Verstand, m it H irn und 
m it H erz, brauche ich d ie  Zustim m un g des deutschen V olkes, das ist m ein Lebenselix ier."

L u d w ig  Erhard  
(aus der „Z e it "  vom  1 . 1 .  1 9 6 ; :  „W orte des Jah res")

In der Vorbereitung der Bundestagswahlen hat die Praxis der W ahlgeschenke 
bei uns wachsende Bedeutung erlangt. Je unscharfer die Konturen der einzelnen  

Parteiprogramme werden, je weniger sie sich voneinander unterscheiden, desto  
mehr wetteifert man, den W ählern nidit nur nichts zuzumuten, sondern ihnen 
möglichst schon vor der W ahl einen Gabentisdi zu bereiten. Allmählidi dämmert 
es auch dem reinen Machtpolitiker, daß eine solche Praxis auf die Dauer uns allen 
(und daher auch ihm selbst) zum Verhängnis werden mußj denn sie bedeutet, daß 
immer wieder notwendige Entscheidungen hinausgeschoben und Ziele aufgestellt 
werden, die sich gegenseitig ausschließen.

Es ist sicherlich ein gutes Zeichen, daß die großen Tageszeitungen ebenso w ie die 
Fachpresse auf diese Politik nie so sdiarf w ie  in den letzten Wochen reagiert 
haben; und man kann den Mahnern nur bescheinigen, daß sie diese Praktiken mit 
Überschriften w ie „Wahlgescäienke statt großer Wirtschaftsreformen" (FAZ vom  
1.12.1964) und „Geschenke, die der Beschenkte bezahlt“ (FAZ vom 16.12.1964) 
richtig gekennzeichnet haben — obwohl im letzteren Falle die Formulierung: 
„Geschenke, die der Beschenkte sehr teuer bezahlen muß" noch treffender g e 
wesen wäre. Auch war man nicht gerade zimperlich in der Kennzeichnung jener 
Maßnahmen, wenn man von einem „nackten Bestechungsversuch" sprach oder 
lakonisch feststellte, das Weihnachtsmannprinzip sei kein Ersatz für politische 
Führung.
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Aber sind solche Worte wirklidi zu hart? — Riditig ist jedenfalls, daß alles, was 
als „Wahlbonbon" für „die Stimmungsmadie" bei breiten W ählersdiiditen ge
eignet erscheint, vorangeht, während die sdion lange anstehenden großen Reform
werke (Aktienrecht, Sozialversicherung, Umsatzsteuer, Agrar-, Verkehrs- sow ie  
Energiewesen usw.) liegen bleiben und man statt dessen den „billigeren" W eg  
der halben Sdiritte wählt. Auch wird kaum überlegt, ob die W ahlgeschenke zu
einander und zu den zwar aufgeschobenen, aber früher oder später unausweidi- 
lid i werdenden Entscheidungen passen. W enn man von der Hand in den Mund 
nur dem Heute lebt, mag man in der „Betriebsblindheit" seiner kurzfristigen und 
partiellen Aspekte durchaus das Gefühl haben, sinnvolle Entscheidungen zu tref
fen. So können manche dem Ressortdenken und der Tagespolitik verhafteten 
„Staatsmänner“ und Parteipolitiker noch im guten Glauben handeln, wenn sie
—  weit entfernt davon, einem „Nach-mir-die-Sintflut-Denken" zu huldigen — das 
übermorgen dem Lieben Gott oder der Vorsehung überlassen. Aber können wir 
uns in der großen w ie in der kleinen Politik eine solche Haltung heute noch 
leisten? Und ist es überhaupt wichtig, ob Haltungen und Entscheidungen, die unter 
makropolitischen Aspekten ihren leichtfertigen oder fahrlässigen Charakter erw ei
sen, getroffen werden, w eil die Verantwortlichen nicht w issen, was sie tun, oder 
w eil sie sich nicht durchringen können, nach ihrer besseren Einsicht gegen ihren
— vielleicht nur vermeintlichen — persönlichen machtpolitischen Vorteil zu 
handeln?

Natürlich hat diese Politik auch ihre Verteidiger gefunden. Aber abgesehen da
von, daß diese Verteidiger m eist gar nicht die katastrophalen Dauerwirkungen 
einer solchen Politik zu erkennen vermögen, läuft ihre Argumentation gewöhn
lich darauf hinaus, in der Politik der W ahlgeschenke die schlechthin unvermeid
liche Begleiterscheinung unserer Demokratie zu sehen, die wir hinzunehmen hät
ten, wenn wir die Vorteile unseres System s genießen wollten. — Ein gefährliches 
Argumentl Denn wenn es zuträfe, wäre damit auf die Dauer die Existenzfähig
keit unseres politischen Systems selbst in Frage gestellt.

Wir haben schon bei anderer Gelegenheit darauf hingew iesen (vgl. den einleiten
den Artikel im WIRTSCHAFTSDIENST, Heft 7/1964), daß hier in der Tat eine 
schwache Stelle unserer wirtschaftlichen und politischen Ordnung liegt, die man 
nicht verharmlosen, der gegenüber man aber auch nicht resignieren sollte. Es gibt 
viele Gründe dafür, warum diese Stelle in unserer Bundesrepublik vielleicht be
sonders schwach ist. Sie können hier nicht in ihrer Vielfalt und wechselseitigen  
Verschränktheit aufgezeigt werden. Daß diese Schwäche im Angesicht der Bun
destagswahl 1965 besonders penetrant in Erscheinung tritt, hat vor allem wohl 
folgenden Grund; Erstmalig in diesem  Wahljahr (wenn wir von 1949 absehen) 
scheint es sich um ein offenes Rennen zwischen den beiden großen Parteien zu 
handeln. Es geht für beide Parteien also um mehr als bei den vorhergehenden  
Bundestagswahlen.

Die CDU/CSU will nach langer Gewöhnung an den ungefährdeten Besitz der 
Macht weniger denn je riskieren. Sie kann es sich daher nicht leisten, ihren bis
herigen wirtschaftspolitischen Stil des „Enrichissez-vous" und eines widerspruchs
vollen Erhaltungsinterventionismus zu ändern; denn eine solche Änderung würde 
kaum ohne das Eingeständnis möglich sein, in der Vergangenheit Entscheidendes 
versäumt zu haben. Eine solche W andlung würde der CDU/CSU auch nicht gestat
ten, ihre altbewährten Slogans erneut einzusetzen —  w ie wenig auch schon jetzt 
von ihrem neo-liberalen Grundkonzept praktisch übriggeblieben sein mag.

Die SPD, lange im W artestand der Opposition, hat mindestens seit Godesberg 
alles auf die Karte gesetzt, die nächste Bundestagswahl zu gewinnen. Die Kon
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zentration auf dieses Ziel hat zwar dazu geführt, daß diese Partei die Eierschalen 
einer marxistischen Orthodoxie endgültig abgestreift hat; sie hat aber auch be
wirkt, daß die SPD ihre Rolle einer parlamentarischen Opposition kaum noch 
wahrnehmen mochte. Auch und gerade aus einer unorthodoxen Haltung hätte sich 
ein Programm entwickeln lassen, das sich, selbst für Laien erkennbar, von der 
bisher praktizierten „sozialen Marktwirtschaft" unterscheidet. Dafür hat die Wirt
schafts- und Gesellschaftspolitik Erhards in Form und Inhalt unter langfristigen 
Aspekten von Anfang an zu viel Raum für sachliche Kritik gelassen. Doch die 
wahlpolitischen Erfolge des Gegners veranlaßten die Opposition, sich in Praxis 
und Programm immer mehr dem Grundkonzept der Regierungsparteien zu nähern, 
was darum — sicherlich nicht ganz zu Unrecht — zu der ironischen Feststellung 
geführt hat: die Opposition w olle dasselbe w ie die Regierungsparteien, sie wolle  
es nur noch etwas besser machen. Immerhin haben die wachsenden W ahlerfolge 
der SPD die taktische Richtigkeit dieser Technik bestätigt. Nur: Wird dieses Tak
tieren um die Wählerstimmen unserer Demokratie auf die Dauer gut bekommen? 
Und was wird aus den überfälligen großen strategischen Entscheidungen unserer 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, die vielleicht schon in der nächsten Regie
rungsperiode unvermeidlich werden? W er wird sie  treffen können und wollen, 
wenn sie w eit mehr verlangen als einen von wem auch immer revidierten 
Erhardianismus?

Der neue Vorsitzende der Industriegewerkschaft Bergbau und Energie hat kürz
lich mit Recht gesagt, die energiepolitischen Fragen ließen sich nicht durch w ie
derholte Bekenntnisse zur Marktwirtschaft lösen. W ie sehr auch der Energiewirt
schaft ein marktwirtschaftlicher W ettbewerb not tun mag, die Deklamation ortho
doxer Zauberformeln ist in  der Tat auch dann nicht wirksamer, wenn diese 
Formeln liberaler Herkunft sind. Das gleiche gilt für Beschwörungen und Appelle 
an Interessentengruppen und Verbände, nicht mit immer neuen Ansprüchen auf
zutreten, wenn die beschwörenden Politiker doch immer wieder nachgeben und 
sich damit um eine eigene konstruktive politische Entscheidung herumdrücken. 
Mit einem solchen Laisser-faire-Stil wird sich nicht weiter regieren lassen. Ob es 
sich um die Schul- und Hochschulreform, die Finanz- und Steuerreform, die Reform 
unserer Sozialpolitik oder um unsere Verkehrs-, Energie- und Agrarpolitik han
delt, überall liegt es im argen, w eil man niemandem weh tun will, oder w eil das 
wirtschaftspolitische Instrumentarium, auf das man sich dogmatisch festgelegt hat, 
zu kümmerlich ist, um wirksamere Formen zu ermöglichen.

W elche Partei bei der kommenden Bundestagswahl die regierungsfähige Mehr
heit gewinnen wird, ist daher nicht die entscheidende Frage, immer vorausgesetzt, 
daß jede neue Regierung Einsicht und Mut genug hat, diejenigen Unbequemlich
keiten und Opfer zu verlangen und durchzusetzen, die auf die Dauer unvermeid
lich sind. Das wird nicht leicht sein, wenn man vor der Wahl nur beschönigt oder 
mehr versprochen hat, als man halten kann. Eine SPD-Regierung würde dabei 
überdies leicht in den Verdacht geraten, doch wieder „rückfällig" zu werden, so
bald sie sich genötigt sähe, über ein rein „marktkonformes" Instrumentarium 
hinauszugehen — mögen die Gründe dafür auch noch so zwingend sein.

So gesehen, könnte man fragen, ob man der SPD überhaupt wünschen sollte, daß 
ihr die Regierung zufällt und sie dann die Schulden begleichen muß, die ihre Vor
gänger hinterlassen haben. Denn es ist, w ie das englische Beispiel zeigt, immer 
ein undankbares Geschäft, sich ein Alibi erst dann verschaffen, wenn man 
sich bereits in verantwortlicher Position befindet und die Unfälle der Ver
gangenheit evident werden. Dann wird es sich rächen, daß man nicht ausführ
lich und eindringlich genug auf die Versäumnisse der Vergangenheit schon vor 
der W ahl aufmerksam gemacht hat, w eil man glaubte, den Wählern nichts zu-
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muten und selbst nichts riskieren zu dürfen. — Dabei ist es durchaus offen, ob 
nicht die Wählerschaft erhebliche Belastungen vertrüge, wenn man ihr eindring
lich und verständlich genugsagen würde, was notwendig und was nicht möglich ist.

Mit wachsendem Wohlstand mehren sich gerade bei denjenigen, denen unser 
politisches und wirtschaftliches Geschehen ein undurchdringliches Dickicht zu sein  
scheint, die Zweifel, ob es immer weiter so gut gehen kann. Auch hier hat der 
„Durchschnittsbürger wieder einmal recht, wenn auch nicht in den Gründen" und 
wenn er auch nicht erkennen kann, was ihn eigentlich bedroht. Das gibt verant
wortungsvollen Politikern die Chance zu sagen, w as ist, wenn sie es mit Autori
tät und Überzeugungskraft zu tun vermögen. Autorität jedoch gewinnt nur, wer 
etwas riskiert und wer über das Ziel, die nächste Wahl zu gewinnen, seine eigent
liche konstruktive politische Aufgabe nicht vergißt. Das gilt übrigens w ie für die 
Wirtschaftspolitik in gleidier W eise für die Außenpolitik, die besonders deutlich 
im letzten Jahre wieder einen reaktiven Stil erkennen ließ.

Heinz-Dietrich Ortlieb

„R easonable persons m ay w e ll d iffer o ver w h at is the m ajor m enace to our w a y  o f life  in  our 
time. There is Com m unism  and also those w h o  hold that it can he best extirpated by universal 
annihilation. The m en w ho picture the A m erican fa m ily  poised  in  prayer around a T h an ksgivin g  
turkey w ith  a w o rd  fo r  life  insurance, ligh t beer or Coca-Cola w o rked  gracefu lly  into the text 
have a claim. So do the increasing num bers w h o defend low  pecuniary interest on grounds o f  
high m oral princip le—the industria l statesm en w h o  se lflessly  resist w age increases to protect the 
com m unity from  inflation, and the large fru it and vegetable farm ers w h o argue that m inim um  
w ages and w o rkin g  standards fo r  m igrant labour w o u ld  he an interference w ith  our treasured  
traditions o f hum an liberty. N ot fo r  years, w e  should note, has anyone com plained w ith  candour 
that som e reform  w o u ld  cost him  m oney.

H ow ever, it is possible that our greatest danger, in  these days of m assive introspection, is from  
our terrible solem nity. For this is a serious source o f in flex ib ility . Change and new  evidence have a 
w a y  o f m aking previou s convictions seem  odd, even ridiculous. The reasonably relaxed m an can 
accept correction w ithout too grievou s loss o f d ignity . But the solem n m an cannot. H e m ay have  
heard that the truth w ill  set him  free. But he righ tly  senses that it  m ight also m ake him  seem  
s illy ."

]o hn  Kenneth Galbraith  
(in „T h e  L iberal H o u r", London 1^60)
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